
Akten zum Bundesarchiv führte im Som-
mer 1990 in der DDR zum Konflikt. Bür-
gerrechtler besetzten das frühere Ministe-
rium für Staatssicherheit in Berlin, um die
Öffnung der Akten zu erzwingen. 

Symbol für die Selbstbefreiung
Unter diesem Druck sah sich die Volks-
kammer genötigt, eines ihrer letzten Ge-
setze zu verabschieden: Die Akten soll-
ten auf dem Territorium der DDR ver-
bleiben, und ihre Öffnung für die be-
troffenen Opfer wurde zu einer Bedin-
gung für die Zustimmung des DDR-Par-
lamentes zum Einigungsvertrag erho-
ben. Mit dem Stasi-Unterlagen-Gesetz
(StUG) wurde am 20. Dezember 1991
diese Forderung realisiert. Das Gesetz
schuf eine eigene Behörde zur Sonder-
verwaltung der MfS-Akten. Sie organi-
sierte das Auskunftsrecht der betroffe-
nen Opfer, sichtete die Akten für die ju-
ristische, mediale und wissenschaftliche
Aufarbeitung der Tätigkeit des Ministeri-
ums für Staatssicherheit der DDR. Die
Akteneinsicht – nicht die Verwaltung des
MfS-Archivs – ist ein bleibendes Ergeb-
nis der friedlichen Revolution in der
DDR. Die Aktenöffnung bleibt das Sym-
bol für die Selbstbefreiung der Gesell-
schaft von der Atmosphäre der Lüge und
des Misstrauens der Diktatur. Den
Unterschied zur heutigen Debatte hat
der sächsische Landesbeauftragte für die
Stasi-Unterlagen, Michael Beleitis, tref-
fend und scharf formuliert: „Im Gegen-
satz zu 1990 werden nicht Nutzungs-
rechte und regionale Verankerung der

Am 3. Dezember 2004 änderte die Bun-
desregierung die ministerielle Zustän-
digkeit für die Behörde der Bundesbe-
auftragten für die Unterlagen des Staats-
sicherheitsdienstes der ehemaligen DDR
(BStU) und der Stiftung Aufarbeitung
der SED-Diktatur. Beide Einrichtungen
wechselten aus der Zuständigkeit des
Innenministeriums in die des Staatsmi-
nisteriums für Kultur und Medien im
Bundeskanzleramt (BKM).

Diese Entscheidung löste eine Debatte
über die Zukunft der Stasi-Akten-Be-
hörde aus. Manch einer der Aktivisten
von 1989 befürchtete, das letzte Symbol
der friedlichen Revolution solle beseitigt
werden.

Als im Dezember 1989 in den Bezirks-
städten Bürgerkomitees die Dienststellen
des MfS besetzten, um die befohlene Ak-
tenvernichtung zu stoppen, schien der
weitere Weg einfach und klar vorgezeich-
net. Was die Besetzer in Gera dachten, hat
Jürgen Fuchs in Magdalena festgehalten:
„Unterlagen finden und veröffentlichen,
dann ist alles klar.“ Klar sollte sein:
Erstens: Wer war aus welchen Gründen
Opfer der Stasi geworden?
Zweitens: Wer waren die Stasi-Spitzel un-
ter uns?
Drittens: Wer ist für welche Verbrechen
verantwortlich?

Die staatliche Überlieferung der DDR
wurde nach der Vereinigung Archivgut
des Bundes und war damit dem Bundes-
archivgesetz unterworfen. Die aus dem
bundesdeutschen Rechtsverständnis ein-
fach zwingende Zuordnung der MfS-
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Archive verteidigt, sondern die Institu-
tion der Aktenverwaltung als Symbol.“

Die Behörde der Bundesbeauftragten
wird seit einem Jahrzehnt nicht müde, die
Zahl der Anträge zur Akteneinsicht als
wichtigste Legitimation für ihren An-
spruch auf die fortdauernde Sonderver-
waltung der MfS-Akten zu betonen. Die-
ses Argument, das geprägt ist vom insti-
tutionellen Selbstinteresse der Behörde,
verwischt die unwiederholbare Konstel-
lation, der sie ihre Entstehung verdankt:
die Stasi-Frage in der friedlichen Revolu-
tion. Sie blieb auch nach 1990 in Form der
Forderung nach Akteneinsicht aktuell
und wurde damit im Osten des Landes 
zu einem zentralen politisch-moralischen
Problem des Vereinigungsprozesses. Dies
hatte seinen Grund; die Gesellschaft der
untergegangenen DDR hatte für sich noch
nicht die Frage von Stasi-Minister Erich
Mielke beantwortet: Wer war wer in die-
ser Gesellschaft? Dank der Behörde wurde
diese Herausforderung schnell gelöst und
trug entscheidend zur politischen Befrie-
dung der neuen Bundesländer bei. In die-
ser Hinsicht hat die Sonderwaltung der
MfS-Akten ihr politisches Ziel erreicht.
Der deutsche Weg der Aktenöffnung war
eine Ermutigung für all diejenigen in den
Staaten des untergegangenen sowjeti-
schen Imperiums, die die Diktaturge-
schichte im eigenen Land aufklären woll-
ten. 

MfS enthüllt und überhöht
Die Zeit, als angesichts des politischen
Gewichtes der „Schlussstrichkoalitio-
nen“ unter die SED-Herrschaft die Bun-
desbeauftragten, gestützt auf die Akten-
einsicht der betroffenen MfS-Opfer, als
moralische Instanz zur Durchsetzung der
Aufarbeitung dieser zweiten Diktatur-
Geschichte in Deutschland eine politische
Notwendigkeit waren, nähert sich ihrem
Ende.

Seit 1992 dominiert die BStU dank ih-
rer finanziellen Ausstattung, ihres Perso-

nals und der Vielzahl der Betroffenen der
MfS-Repressalien alle anderen Einrich-
tungen der Aufarbeitung der SED-Dikta-
tur, sei es die wissenschaftliche For-
schung, die gesellschaftlichen Aufarbei-
tungsinitiativen oder die Gedenkstätten.
Je weiter die DDR zeitlich in die Vergan-
genheit rückt, umso klarer wird erkenn-
bar, die MfS-Frage war in der friedlichen
Revolution 1989 von zentraler Bedeu-
tung, um die SED-Diktatur zu stürzen.
Gerade ihre Akteure waren sich der Ge-
fahr durch die MfS-Repressalien bewusst
und hatten selbst erfahren, wie bedroh-
lich das MfS für sie selbst war. Ein un-
sichtbares Netz von Spitzeln überwachte
jeden ihrer Schritte. Dieses Geheimnis
galt es 1990 zu enthüllen, um die Wahr-
heit über das Fundament der SED-Herr-
schaft aus Gewalt gegen das eigene Volk
und dessen duckende Angst sichtbar
werden zu lassen. Trotzdem wurde im
Prozess der historischen Auseinanderset-
zung mit der SED-Diktatur die MfS-Frage
in der Bedeutung überhöht. Heute ver-
stellt sie den Blick auf die Verantwortung
der Kommunisten für ihre Diktatur im
sowjetischen Auftrag.

Erinnerungspolitische 
Neubestimmung
Fünfzehn Jahre nach der Deutschen Ein-
heit war für die Bundesregierung der
Zeitpunkt gekommen, die Ergebnisse der
bisherigen Aufarbeitung der Erblast der
SED-Diktatur zu bilanzieren. Es gilt, den
Platz der SED-Herrschaft in der deut-
schen Nationalgeschichte mit Blick auf
die kommenden Generationen „erinne-
rungspolitisch“ neu zu bestimmen. Ge-
nau dies beabsichtigte die Entscheidung
der Bundesregierung vom 3. Dezember
2004, als die Staatsministerin für Kultur
und Medien (BKM) im Bundeskanzler-
amt, Christina Weiss, die Zuständigkeit
für die BStU und die Stiftung Aufarbei-
tung der SED-Diktatur vom Bundesin-
nenministerium übernahm. 
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Die Art und Weise, wie dies geschah,
verwies auf den öffentlichen Ansehens-
verfall der BStU. Die Bundesbeauftragte
Marianne Birthler gab in einem Brief an
den Bundestagspräsidenten Wolfgang
Thierse wenige Tage später diesen Tatbe-
stand selbst zu Protokoll: „Da ich weder
in die Vorüberlegungen einbezogen war
noch überhaupt Kenntnis von ihnen
hatte, bestand für mich keine Möglich-
keit, die rechtlichen, politischen und
praktischen Voraussetzungen und Fol-
gen einer solchen Entscheidung zu unter-
suchen und zu bewerten.“ In diesen Zei-
len spiegelt sich auch die Verblüffung wi-
der, dass die Bundesregierung die Zu-
kunft der Behörde nun in einen größeren
erinnerungspolitischen Zusammenhang
einordnete. Die „Auseinandersetzung
mit SED-Unrecht“ sollte auf eine „neue
Grundlage“ gestellt werden: „Ziel der
BKM ist es, ein umfassendes Konzept zur
erinnerungspolitischen Aufarbeitung der
SED-Diktatur von ihrer ganzen Komple-
xität und zur Aufklärung über die Ge-
schichte der DDR zu entwickeln – unter
besonderer Berücksichtigung von Wider-
stand und Opposition.“ 

Der Kontext des SED-Staates und sei-
ner Institutionen für „die historische, po-
litische und juristische Aufarbeitung der
Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes“
fehlt seit 1991 in der gesetzlichen Aufga-
benbestimmung des StUG (Paragraf 1,
Absatz 1, 3). Die Abteilung Bildung und
Forschung der BStU, sie ist eines der
größten zeitgeschichtlichen Institute der
Bundesrepublik, hat in der praktischen
Arbeit sehr schnell gemerkt, dass diese
Lücke im Gesetz ein Problem für die eige-
nen Forschungen ist. Wichtige Publika-
tionen dieser Abteilung wie zum Beispiel
Karl-Wilhelm Frickes Akten-Einsicht so-
wie Staatssicherheit am Ende von Walter
Süß und Der 17. 6. 1953: Volksaufstand in
der DDR von Ilko-Sascha Kowalczuk ver-
danken ihre Qualität der inhaltlich ge-
botenen archivalischen Grenzüberschrei-

tung und der Beachtung des Kontextes
SED-Staat, um das Handeln des MfS zu
erklären. Das MfS war eben nicht ein
Staat im Staat. 

Die Diskussion um die Benachteili-
gung externer Forscher im Blick auf den
Aktenzugang begleitet das StUG seit sei-
ner Verabschiedung, zumal sich die Be-
hördenleitung niemals zu einer auf ihrer
gesetzlichen Zwecksetzung beruhenden
Konzeption für die im Aktenzugang pri-
vilegierte Behördenforschung verstän-
digen konnte. Staatsministerin Weiss hat
im Zusammenhang mit dem Zuständig-
keitswechsel ein umfassendes Konzept
zur erinnerungspolitischen Aufarbeitung
der SED-Diktatur angekündigt. Das vom
Ministerialdirektor im BKM, Knut Never-
mann, im Vorfeld der Entscheidung skiz-
zierte „erinnerungspolitische Konzept“
benennt auch eine Lösung für das Prob-
lem der Behördenforschung in der BStU
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im Rahmen des geplanten institutionellen
Netzwerkes aus Archiven, Gedenkstätten
und Forschungseinrichtungen, in dem
die Stiftung Aufarbeitung der SED-Dik-
tatur eine zentrale Rolle spielen soll: 

„Die allmähliche Verselbstständigung,
Herauslösung und Neuverteilung der
Forschungs- und Bildungsaufgaben der
BStU verfolgt zwei Ziele: deutliche Ver-
knüpfung der Forschungsarbeiten mit
wissenschaftlichen Institutionen (Zen-
trum für Zeitgeschichte Potsdam, FU-
Schwerpunkt und so weiter), auch um
das Problem ,Ressortforschung‘ aufzuhe-
ben. Eine Synergie freisetzende Betreu-
ung der Bildungsarbeit primär durch die
Stiftung Aufarbeitung (und in Arbeitstei-
lung mit der Bundeszentrale für Politi-
sche Bildung).“ 

Auch wenn die Staatsministerin Weiss
nach Bekanntwerden des Papiers und
dem lautstarken Protest von Frau Birth-
ler dieses als eines von verschiedenen
„Ideenpapieren“ in seiner Bedeutung
herabstufte, hat sie zugleich mit Nach-
druck unterstrichen, warum ihr Haus die
Zuständigkeit für die Stasi-Unterlagen-
Behörde und die Stiftung Aufarbeitung
der SED-Diktatur erlangen wollte, „weil
meine Behörde eine innere Kompetenz
für Erinnerungskultur besitzt. Der Um-
gang mit dem schwierigen DDR-Erbe ge-
hört für mich zu den Fundamenten mei-
ner Politik.“ Sie unterstrich, dass sie am
„Geschichtsverbund der SED-Diktatur“
festhalten und im Laufe des Jahres 2005
die entsprechende Konzeption vorlegen
will, kündigte aber zugleich an, dass sie
es zusammen mit der BStU entwickeln
wolle. Diese Absicht wurde im Mai um-
gesetzt. Frau Birthler „begrüßte“ die
Einsetzung einer Kommission durch das
BKM. Ihre koalitionsförmige Zusam-
mensetzung gab ihr dazu allen Grund.
Kritiker der weiteren Sonderverwaltung
der MfS-Akten zählen nicht zu ihren Mit-

gliedern. Zum Beispiel Frau Ulrike
Poppe aus dem Beirat der Behörde zählt
zum informellen Küchenkabinett der
Amtschefin, die selbst mit Vehemenz
ihre zweite Amtszeit anstrebt. In dieser
Hinsicht sucht sie ebenso wenig den
Konsens mit der Opposition, wie es Frau
Weiss tat, als ihr Haus die Kommission
berief. Wenn auch der vorgesehene Ter-
minplan durch die vorgezogene Bun-
destagswahl beeinträchtigt wird, wollte
man  im September die Grundzüge des
rot-grünen Konzeptes für die Gestal-
tung des Geschichtsverbundes SED-Staat 
präsentieren. In der Frage ihrer von 
Rot-Grün geplanten Wiederwahl noch
vor der Bundestagswahl (siehe FAZ, 3.
Juni 2005) hat der Protest aus der Union
Frau Birthler inzwischen in einem Brief
an die Fraktionsvorsitzenden von SPD
und Grünen darum gebeten, die Beset-
zung ihres Postens im Einvernehmen
zwischen allen Fraktionen zu regeln.
(FAZ, 8. Juni 2005)

Grundsätzlich ist der Ansatz der
Bundesregierung nur zu begrüßen. Das
Vorhaben beschränkt sich in seiner ge-
schichtspolitischen Bedeutung aber nicht
allein auf die 45-jährige Existenz des
SED-Staates, was im Hinblick auf die
noch zu schreibende Teilungsgeschichte
der Deutschen für sich schon ein Fort-
schritt ist. Das BKM wollte die erinne-
rungspolitische Kompetenz für die dikta-
torische Vergangenheit der Deutschen im
zwanzigsten Jahrhundert insgesamt bün-
deln. Diese Konzentration ermöglicht der
Bundesregierung durch öffentlichkeits-
wirksame Veranstaltungen, das Setzen
von Forschungsschwerpunkten und die
Präsentation von Ausstellungen in den
Gedenkstätten, die für die Nachgebore-
nen zu zeithistorischen Museen werden,
aktiven Einfluss zu nehmen auf das
Geschichtsbewusstsein der kommenden
Generationen. 
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